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Rettungsschirm für Vorsorge- und 
Rehakliniken verlängern! 
 
 
Während die Corona-Fallzahlen wieder steigen, ist der Rettungsschirm für medizinische 
Kuren nach § 111d SGB V ausgelaufen: Es gibt keine Ausgleichszahlungen für pandemie-
bedingte Belegungsausfälle mehr. Das bedroht die Vorsorge- und Rehakliniken existenziell.  
 
„Die Kliniken agieren bereits seit Monaten an der finanziellen Belastungsgrenze: Sie 
schultern Mehrausgaben wegen erhöhter Material- und Personalaufwände auf Grund der 
Hygieneauflagen und können gleichzeitig deutlich weniger Einnahmen erwirtschaften, weil 
sie nicht voll belegen können“, erklärt dazu Brigitte Döcker, Mitglied des AWO Bundes-
vorstands, „die Situation ist alarmierend. Sollte erneut der Fall eintreten, dass Einrichtungen 
für längere Zeit geschlossen werden müssen oder sollten sich die kurzfristigen Absagen oder 
vorzeitigen Abreisen noch verstärken, wird das finanziell für viele Kliniken nicht mehr 
aufzufangen sein.“ 
 
Gerade jetzt seien diese Einrichtungen ganz besonders gefordert, so Döcker weiter, denn 
insbesondere Familien in prekären Lebenslagen stelle die Pandemie vor große Herausfor-
derungen: „Für Familien mit Kindern oder zu pflegenden Angehörigen kann es besonders 
belastend sein, den Alltag in Zeiten der Pandemie zu meistern. Das gilt gerade, wenn sie 
zusätzlich von Armut betroffen sind, wegen der Pandemie finanzielle Einbußen verkraften 
oder Pflege- und Lohnarbeit neu organisieren müssen. Viele von ihnen stehen unter hohem 
Druck und sind auf Kur-Angebote der Kliniken angewiesen.“ 
 
Vorsorge- und Rehakliniken erhielten bis zum 30.09.2020 max. 60% Ausgleichszahlungen für 
pandemiebedingte Ausfälle. Seitdem gibt es nur noch einen Zuschlag für Coronabedingte 
Mehraufwendungen für Hygiene- und Organisationsmaßnahmen. Viele Kliniken hatten aber 
bereits vor September den Betrieb wieder aufgenommen. Die Mehrausgaben aus dieser Zeit 
sind nicht vom Zuschlag abgedeckt. Er ist zudem begrenzt bis zum 31.12.2020. Die Arbeiter-
wohlfahrt kritisiert, dass diese Befristung angesichts der Pandemieentwicklung nicht haltbar 
sei. 
 
Brigitte Döcker: „Die Pandemie wird nicht zum Jahresabschluss am Silvesterabend beendet 
sein. Nach allen derzeitigen Prognosen werden wir noch monatelang mit ihren Auswirkun-
gen zu tun haben. In, aber auch nach der Krise brauchen Mütter, Väter und pflegende 
Angehörige Vorsorge- und Rehamaßnahmen dringend.  
Der Zuschlag für Mehrausgaben muss deshalb rückwirkend ab dem Zeitpunkt gezahlt 
werden, ab dem die Kliniken tatsächlich wieder öffneten, und über das Jahresende 
hinausgehen. Dasselbe gilt für den Rettungs-schirm: Wird er nicht verlängert, droht eine 
Schließungswelle. Fallen die Kliniken und ihr Gesundheitsangebot weg, stehen Familien 
allein da. Das dürfen wir nicht hinnehmen.“ 
 


